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Der Bundesminister für Wohnungsbau 
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Bad Godesberg, den 30. Oktober 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Bereitstellung von Mitteln zur Förderung des 
Wohnungsbaues für Facharbeiter in den Zonen- 
randgebieten 

Bezug: Entschließung des Deutsdien Bundestages vom 
28. Juni 1956 

- Drucksadhen 2496, 2222, Umdrudi 716 - 

Zu der vom Bundestag in seiner 155. Sitzung vom 28. Juni 1956 
gefaßten Entschließung wegen der Bereitstellung von Mitteln zur 
Finanzierung des Facharbeiterwohnungsbaues in den Zonenrand- 
gebieten berichte ich wie folgt: 

I. Der Wohnungsbau für industrielle Facharbeiter in den Zonen- 
randgebieten wird im Haushaltsjahr 1956, abgesehen von den 
gemeindlichen Hilfsmaßnahmen, insbesondere aus folgenden 
öffentlichen Mitteln gefördert: 

a) aus Bundes- und Landesmitteln für den allgemeinen sozialen 
Wohnungsbau; 

b) aus Sondermitteln des Bundes und der Länder zur Durch- 
führung von besonderen Wohnungsbauprogrammen, wie für 
Sowjetzonenflüchtlinge, für Bergarbeiter, Schwerbeschädigte, 
Lagerräumung u. a.; 

c) aus zusätzlichen Sondermitteln des Bundes und der Länder 
in Einzelfällen. 

Die Bundesmittel für den allgemeinen sozialen Wohnungsbau 
des Rechnungsjahres 1956 wurden von mir bereits am 1. De- 
zember 1955 auf die Länder verteilt. Diese haben die Bundes- 
mittel zusammen mit ihren eigenen Landesmittdn kurze Zeit 
später — wie dies alljährlich der Fall ist — auf die einzelnen 
Landesteile und Kreise aufgeschlüsselt, damit die öffentlichen 
Baudarlehen zu Beginn der Bausaison 1956 ohne Verzögerung 
zum Einsatz gelangen konnten. Insoweit war eine Berücksichti- 
gung des Bundestagsbeschlusses vom 28. Juni 1956 für das 
Haushaltsjahr 1956 nicht mehr möglich. Da mir die Förderung 
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des Wohnungsbaues in den Zonenrandgebieten seit Jahren be- 
sonders am Herzen liegt, hatte ich schon im Rechnungsjahr 
1956 In die Richtlinien für die Verteilung der Bundesmittel für 
den allgemeinen sozialen Wohnungsbau, die am 14. November 
1955 ergangen sind^ die besondere Auflage hineingenommen, 
daß die Länder bei der Verteilung dieser Mittel den Wohnungs- 
bau für Industrielle Fachkräfte in den Zonenrandgebieten an- 
gemessen zu berücksichtigen haben. Die Länder haben dieser 
Auflage im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten entsprochen. 

Soweit sich bis jetzt übersehen läßt, werden in den Zonenrand- 
gebieten im Haushaltsjahr 1956 zur Förderung des allgemeinen 
sozialen Wohnungsbaues im Rahmen der besonderen Woh- 
nungsbauprogramme und sonstiger zusätzlicher Maßnahmen 
schätzungsweise insgesamt etwa 230 Millionen DM Bundes- und 
Landesmittel zur Verfügung stehen. Weitere rd. 80 Millionen DM 
Kapitalmarktmittel werden durch Zins- und Tilgungsbeihilfen 
verbilligt werden. Darüber hinaus haben auch die Gemeinden 
der Zonenrandgebiete durch Hergabe von Darlehen, Bereitstel- 
lung und Aufschließung von Baugelände usw. ganz erheblich zur 
Förderung des Wohnungsbaues, insbesondere für Industrielle 
Facharbeiter, beigetragen. 

Die öffentlichen Mittel werden nachstellig oder für die Rest- 
finanzierung als zinslose oder zinsverbilligte Baudarlehen in die 
Zonenrandgebiete gegeben. In welchem Umfange In die mit 
diesen Mitteln geförderten Wohnungen industrielle Facharbeiter 
einziehen, läßt sich mangels statistisdier Unterlagen allgemein 
nicht näher sagen. 

Das Land Bayern berichtet mir jedoch, daß von den in den 
bayerischen Zonenrandgebieten 1956 bereits geförderten bzw. 
noch zu fördernden rd. 7 300 Wohnungen in Ober- und Unter- 
franken rd. 65 V. H., in Niederbayern rd. 46,5 v. H. und in 
der Oberpfalz rd. 42,5 v. H. an Fadiarbeiter in der Industrie 
und im Handwerk bereits vergeben wurden bzw. noch ver- 
geben werden sollen. Für die Zonenrandgebiete Bayerns ergibt 
sich, daß im Durchschnitt annähernd 60 v. H. der dort öffent- 
lich geförderten Wohnungen für Facharbeiter im Rechnungs- 
jahr 1956 vorgesehen sind. Für die übrigen 3 Länder liegen mir 
solche Zahlenangaben nicht vor. Bei der zum Teil noch stär- 
ker industriell ausgerichteten Wirtschaftsstruktur der Zonen- 
randgebiete in Niedersachsen und bei Berücksichtigung der in- 
dustriellen Schwerpunkte von Schleswig-Holstein dürfte die An- 
nahme berechtigt sein, daß auch in den außerhalb Bayerns He- 
genden Zonenrandgebieten zumindest der gleiche Prozentsatz, 
wahrscheinlich aber ein noch höherer der im Rahmen des all- 
gemeinen sozialen Wohnungsbaues und der besonderen Pro- 
gramme geförderten Wohnungen Arbeitskräften der Industrie 
und des Handwerks zugute gekommen ist bzw. noch an diese verge- 
ben wird. Man wird annehmen können, daß mit den öffentlichen 
Mitteln im Rechnungsjahr 1956 über 30 000 Wohnungen in den 
Zonenrandgebieten gefördert werden und hiervon schätzungs- 
weise über 20 000 auf in der Industrie und im Handwerk be- 
schäftigte Kräfte entfallen. 
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IL Neben den vom Bund für den allgemeinen sozialen Wohnungs- 
bau sowie den für die besonderen Programme bereitgestellten 
Mitteln werden von mir, um einer Abwanderung und Abwer- 
bung von Schlüsselkräften entgegenzuwirken, aus zentralen 
Mitteln, die meinem Hause im Rechnungsjahr 1956 zur Ver- 
fügung stehen, folgende Beträge zusätzlich zur Förderung des 
Wohnungsbaues in den Zonenrandgebieten, insbesondere für in- 
dustrielle Facharbeiter, gegeben: 

a) Mittel des sogenannten Sonderfonds für besondere Fälle 

Aus diesem kleinen Fonds, über den ich gemäß Absprache 
mit den Ländern unmittelbar disponieren kann, habe ich 
einen Betrag von rd. 5,6 Millionen DM, d. i. über die Hälfte 
des Gesamtbetrages von 10 Millionen DM, zweckgebunden 
für die Förderung des Wohnungsbaues für industrielle Fach- 
arbeiter im Zonenrandgebiet bereits ausgezahlt bzw, fest ein- 
geplant. Hiermit werden rd. 1 700 Wohnungen und 370 
Wohnplätze in Heimen neu geschaffen. 

b) Mittel für Versuchs- und Vergleichsbauten 

Aus Sondermitteln meines Hauses für Versuchs- und Ver- 
gleichsbauten habe ich zur Erstellung von rd. 800 Wohnungen 
in den Zonenrandgebieten Forderungsbeträge in Höhe von 
rd. 2 V4 Millionen DM bereits bewilligt bzw. fest eingeplant. 
Mit diesen Mitteln werden überwiegend Eigentumsmaßnah- 
men gefördert. Die Wohnungen stehen fast ausschließlich in- 
dustriellen Facharbeitern in den Zonenrandgebieten zur Ver- 
fügung. 

c) Mittel für Wiederaufbaumaßnahmen 

Aus diesen zentralen Mitteln meines Hauses habe ich über 
5,1 Millionen DM zur Durchführung von Wiederaufbaumaß- 
nahmen in den Zonenrandgebieten bereitgestellt, mit denen 
über 1 700 Wohnungen, die ebenfalls zu einem großen Teil 
industriellen Facharbeitern zugute kommen, gefördert 
werden. 

d) Mittel für Bunkerräumung 

Einen Betrag in Höhe von 0,6 Millionen DM habe ich der 
Stadt Braunschweig zum Bau von Wohnungen für noch in 
Bunkern befindliche Familien in Aussicht gestellt. Im Rah- 
men dieser Maßnahme dürfte ebenfalls eine größere Anzahl 
von Personen zu einer neuen Wohnung kommen, die in 
industriellen Betrieben von Braunschweig und Umgebung 
beschäftigt sind. 

Insgesamt sind aus den bescheiden dotierten zentralen Sonder- 
mitteln meines Hauses im Rechnungsjahr 1956 zur Schaffung 
von neuem Wohnraum, insbesondere für industrielle Fach- 
kräfte in den Zonenrandgebieten, zusätzlich zu den Mitteln, die 
über die Länder für den allgemeinen sozialen Wohnungsbau 
und für die besonderen Programme in die Zonenrandgebiete 



gegeben wurden, rd. 13,6 Millionen DM bereits bewilligt wor- 
den oder fest eingeplant. Hiervon entfallen auf Schleswig-Hol- 
stein rd. 5,3 Millionen DM, Niedersachsen rd. 4,8 Millionen 
DM, Hessen rd. 2,0 Millionen DM und Bayern rd. 1,5 Millionen 
DM. Das Land Schleswig-Holstein hat in diesem Jahr eine etwas 
stärkere Berücksichtigung gefunden, weil es im Vorjahr gegen- 
über den 3 anderen Ländern im Verhältnis und absolut den 
geringsten Betrag erhalten hatte. Da bei der Entscheidung über 
die einzelnen Projekte Art, Größe und Dringlidikeit eine we- 
sentliche Rolle spielen, läßt sich eine gleichmäßige Aufteilung 
der Mittel in einem Haushaltsjahr auf die einzelnen Länder 
praktisch nidit durchführen. Es ist daher nur ein Ausgleich 
innerhalb mehrerer Jahre möglich. Mit diesen 13,6 Millionen 
DM werden rd. 4 400 Neubauwohnungen, die in erster Linie 
industriellen Fadiarbeitern zugute kommen, und 370 Wohn- 
plätze in Heimen gefördert. Diese zusätzlichen Mittel meines 
Hauses werden als Spitzenfinanzierung, also für die Restfinan- 
zierung, an die Länder gegeben mit der Auflage, daß diese zu- 
mindest den gleichen Betrag wie der Bund bereitstellen. In der 
Regel ist das Verhältnis jedoch bis zu 1;2, d. h. das Land stellt 
Mittel bis zum doppelten Betrag wie der Bund zur Verfügung. 
Das bedeutet, daß zu diesen 13,6 Millionen DM meines Hauses 
die vier beteiligten Länder zusammen von sich aus nochmals 
einen Betrag bis zu etwa 27 Millionen DM dazugeben. Danrit 
wird durch die besonderen Maßnahmen von der Bundesebene 
aus im Rechnungsjahr 1956 ein zusätzlicher Gesamtbetrag in 
Höhe bis zu etwa 40 Millionen DM an Bundes- und Landesmit- 
teln zur Restfinanzierung des Wohnungsbaues, insbesondere für 
industrielle Facharbeiter, in den Zonenrandgebieten gebunden. 

Bei der Prüfung und Entscheidung über die mir von den Län- 
dern vorgclegten Projekte für Versuchs- und Vergleichsbauten 
sowie für Wiederaufbaumaßnahnien habe ich mich stets davon 
leiten lassen, daß geeignete Vorhaben aus den Zonenrandgebie- 
ten bevorzugt berücksichtigt werden. Weiterhin schenke ich 
einer möglichst breiten Streuung der Bauvorhaben und einer 
angemessenen Berücksichtigung von Maßnahmen in kleineren 
Gemeinden und kleineren Betrieben besondere Beachtung. 

III. Die beteiligten Länder haben über die eigenen Haushaltsmittel 
für den allgemeinen sozialen Wohnungsbau und für die beson- 
deren Programme hinaus im Haushaltsjahr 1956 noch folgende 
zusätzliche Beträge b'ereitgestellt bzw. besondere Maßnahmen 
zur Förderung des industriellen Facharbeiterwohrmngsbaues ge- 
troffen: 

Schleswig-Holstein 

Abgesehen von der* schlüsselmäßigen Höherdotierung der un- 
mittelbar an Mecklenburg angrenzenden Kreise Herzogtum 
Lauenburg und Lübeck (wirtschaftliche Aktivräume) bei der 
Verteilung der Bundes- und Landesmittel für den allgemeinen 
sozialen Wohnungsbau wurden aus eigenen Landesmitteln zu- 
sätzlich zur Förderung von Wohnungen für Facharbeiter in den 
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beiden genannten Kreisen noch 3,7 Millionen DM bereitgestellt 
bzw. fest eingeplant. Außerdem werden vom Land Schleswig- 
Holstein in das Zonenrandgebiet jährlich Zins- und Tilgungszu- 
schüsse in Höhe von 3,5 Millionen DM für die Dauer von rd. 
33 Jahren gegeben, wodurch etwa 45 Millionen DM Kapital- 
marktmittei verbilligt werden. 


Niedersachsen 

Außerhalb der Schlüsselzuweisungen und neben den Mitteln 
für die besonderen Programme werden im Rechnungsjahr 1956 
zusätzlich 32,4 Millionen DM zur verstärkten Förderung des 
Wohnungsbaues im Zonenrandgebiet zur Verfügung stehen, 
von denen allerdings 10 Millionen DM von. den Bauträgern auf 
dem Kapitalmarkt beschafft werden müssen. Um ihren Einsatz 
im sozialen Wohnungsbau zu ermöglichen, wird das Land Nie- 
dersachsen für diese Mittel Zins- und Tilgungsbeihilfen gewäh- 
ren. Von den 32,4 Millionen DM sind 25,9 Millic|ien DM 
zweckgebunden für den Fadiarbeiterwohnungsbau. 


Hessen 

Das Land Hessen hat erstmals im Rechnungsjahr 1955/56 im 
Rahmen eines Zinsverbilligungsprogramms Bürgschaften über 
rd. 5,4 Millionen DM und Annuitätsbeihilfen in Höhe von über 
0,3 Millionen DM jährlidi für die Dauer von 33 Jahren über- 
nommen; dies entspricht einem Landesdarlehensbetrag von 
5,4 Millionen DM. Weiterhin werden im Haushaltsjahr 1956 
vom Land Hessen für deii Bau von über 1600 Wohnungen im 
Rahmen eines Industrie-Wohnungsbauprogramms Annuitäts- 
beihilfen in Höhe von jährlich annähernd 1 Million DM für den 
gleichen Zeitraum im Zonenrandgebiet gegeben. Dies ent- 
spridit einem Betrag an Landesbaudarlehen von 13,8 Millionen 
DM. Ferner wird im Haushaltsjahr 1956 im Zonenrandgebiet 
Hessens ein besonderes Programm von 200 Facharbeiterwoh- 
nungen durchgeführt, bei dem sidi der Bund mit 0,9 Millionen 
DM (Sonderfondsmittel) beteiligt, für das vom Land Hessen 
Annuitätsbeihilfen in einer Höhe bereitgestellt werden, die 
einem Betrag an Landesbaudarlehen von ebenfalls rd. 0,9 Mil- 
lionen DM entsprechen. Die restlose Durchführung dieses VtX>~ 
gramms ist allerdings von der notwendigen Beschaffung der I a- 
Hypotheken von 1 Million DM und — Im Rahmen des Zins- 
verbilligungsprogramms — der I b-Hypotheken von 0,9 Mil- 
lionen DM abhängig. 


Bayern 

Nadi dem im Land Bayern im Rechnungsjahr 1956/57 erstmalig 
zur Auswirkung kommenden Gesetz über die Gewährung von 
Zins- und Tilgungsbeihilfen vom 12. Mai 1956 . soll besonders 
die Wohnraumbesdiaffung für Facharbeiter bedacht werden* 
Hierbei wird auch der Wohnungsbau für Facharbeiter In den 
Zonenrandgebieten des Landes angemessene Berü(i:sichtigting 
finden. 
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IV. Vorschau für 1957 


Ich bin der Auffassung, daß es notwendig ist, noch mehr zur 
Stabilisierung der wirtschaftlichen Verhältnisse in den Zonen- 
randgebieten zu tun. Andererseits darf nicht übersehen werden, 
daß außerhalb der Zonenrandgebiete in den kriegszerstörten 
Gemeinden und in den Gebieten, in denen die Bevölkerung 
durch die Umsiedlung und durch den freiwilligen Zustrom be- 
sonders stark angestiegen ist, der akute Wohnungsbedarf auf 
Jahre hinaus noch sehr groß ist. In Anbetracht der besonderen 
politischen und wirtschaftlichen . Bedeutung der Zonenrandge- 
biete habe ich jedoch im Rahmen meines Zuständigkeitsberei- 
ches für das Jahr 1957 vorerst bereits folgende Maßnahmen in 
Aussicht genommen: 

1. In die Einsatzrichtlinien für die Verteilung der Bundeshaus- 
haltsmittel für den allgemeinen sozialen Wohnungsbau wird 
wiederum die besondere Auflage mit aufgenommen, daß der 
Wohnungsbau für industrielle Facharbeiter in den Zonen- 
randgebieten in angemessenem Umfange von den Ländern 
zu berücksichtigen ist. Ich hatte zunächst beabsichtigt, als 
weitergehende Auflage aufzunehmen, daß der Facharbeiter- 
wohnungsbau im Zonenrandgebiet vorrangig zu fördern ist. 
Nach eingehender Prüfung hat sich jedoch herausgestellt, daß 
hiergegen mit Rücksicht auf die erschöpfende Regelung der 
Prioritätsansprüdie im Zweiten Wohnungsbaugesetz schwer- 
wiegende Bedenken bestehen. Angesichts der höheren Mittel, 
die 1957 für den allgemeinen sozialen Wohnungsbau zur 
Verteilung gelangen werden, bin ich davon überzeugt, daß 
die Länder den Facharbeiterwohnungsbau im Zonenrandge- 
biet finanziell noch stärker fördern werden als bisher. Ich 
Wierde bei der Verteilung der Bundeshaushaltsmittel für den 
sozialen Wohnungsbau 1957 die beteiligten Länder nochmals 
besonders auf die Entschließung des Bundestages vom 
28. Juni 1956 hinweisen und sie bitten, auch aus ihren eige- 
nen Ffaushaltsmitteln im kommenden Jahr noch höhere Be- 
träge als 1956 für diesen Zweck zur Verfügung zu stellen. 

2. Idi werde im Haushaltsjahr 1957 aus den zentralen Mitteln 
meines Hauses geeignete Vorhaben in den Zonenrandgebie- 
ten bevorzugt berücksichtigen und — im Falle der Bewilli- 
gung — auch aus meinem sogenannten Sonderfonds wieder- 
um einen angemessenen Betrag zur Förderung des Woh- 
nungsbaues für industrielle Facharbeiter in den Zonenrand- 
gebieten abzweigen. 

Ich bin mir jedoch bewußt, daß eine beschleunigte Behebung 
der Schwierigkeiten, die in der Wohnraumversorgung indu- 
strieller Fachkräfte in den Zonenrandgebieten bestehen und die 
eine Abwanderung und Abwerbung von Schlüsselkräften mit 
verursachen, nicht allein mit Hilfe öffentlicher Haushaltsmittel, 
die an sich für andere Zwecke bestimmt sind, erfolgen kann. 
Hierfür wären zugleich Sondermittel erforderlich. 
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V. Mittel der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung 

Der Vorstand der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung hat in seiner Sitzung am 7. September 
1956 im Hinblick auf die Entschließung des Bundestages vom 
28. Juni 1956 die Frage der Anlage von Mitteln der Arbeits- 
losenversicherung für das Wohnungsbauprogramm für Fach- 
arbeiter in den Zonenrandgebieten geprüft und in vollem Um- 
fange die Bestrebungen zur Konsolidierung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse in den Zonenrandgebieten gewürdigt; jedoch sah 
er sich nicht in der Lage, einen endgültigen Beschluß zu fassen, 
da er glaubte, daß sidi im Hinblick auf die im Rahmen der 
Rentenreform in Aussicht genommene Senkung des Beitrags- 
satzes zur Arbeitslosenversicherung und die Auswirkungen der 
bevorstehenden Novelle zum AVAVG die finanzielle Entwick- 
lung der Arbeitslosenversicherung nicht mit Sicherheit über- 
blicken ließe. 

Ungeachtet dieser Überlegungen wird sich der Vorstand der 
Bundesanstalt am 31. Oktober 1956 erneut mit der Angelegen- 
heit befassen. Über weitere Entschlüsse der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung werde ich 
noch ergänzend berichten. 


Dr, Preusker 
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